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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

19.10.2017 

Geschäftszahl 

Ra 2017/16/0101 

Rechtssatz 

Dem Verschulden der Partei selbst an der Fristversäumung ist ein Verschulden des Vertreters, nicht jedoch ein 
Verschulden anderer Personen gleichzuhalten. Führt das Fehlverhalten anderer Personen, etwa das von 
Angestellten, zu einer Fristversäumung, so ist zu prüfen, ob der Parteienvertreter (oder die Partei selbst) dadurch 
ein schuldhaftes Verhalten gesetzt hat, dass er (oder sie) eine ihm (oder ihr) auferlegte Sorgfaltspflicht außer 
Acht gelassen hat. Das Verschulden von Kanzleikräften stellt für den Vertreter dann ein unvorhergesehenes oder 
unabwendbares Ereignis dar, wenn der Vertreter der ihm zumutbaren und nach der Sachlage gebotenen 
Überwachungspflicht nachgekommen ist (vgl. etwa den hg. Beschluss vom 27. November 2014, Ra 
2014/15/0009). Dabei ist durch entsprechende Kontrollen dafür vorzusorgen, dass Unzulänglichkeiten durch 
menschliches Versagen aller Voraussicht nach auch auszuschließen sind. Der Vertreter hat ein wirksames 
Kontrollsystem vorzusehen, das im Fall des Versagens einer Kanzleikraft Fristversäumungen auszuschließen 
geeignet ist (vgl. etwa die hg. Beschlüsse vom 28. März 2014, 2014/16/0004, und vom 21. November 2013, 
2013/16/0196). 

Beachte 

Serie (erledigt im gleichen Sinn): 
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